
Was passiert, wenn Men-
schen nicht mehr miteinan-
der im Dialog stehen, lässt 
sich bereits heute nachverfol-
gen: Gruppen bewegen sich 
in eigenen Filterblasen, poli-
tische Botschaften werden je 
nach persönlicher Neigung 
verteufelt oder vergöttert, 
echte Begegnungen mit inten-
siver Auseinandersetzung der 
jeweils anderen Position sind 
rar. Digitale Plattformen ver-
stärken diese Polarisierung, 
während sich die politische 
Mitte neu sortiert und Politi-
kerinnen und Politiker mit 
bisherigen Kommunikations-
mustern nicht mehr erfolg-
reich sind. Dabei lebt Demo-
kratie von freier Meinungsbil-
dung, von unterschiedlichen 
Perspektiven und deren res-
pektvollem Aufeinandertref-
fen.  

Kann ich selbstständig 
urteilen? 

Die Verantwortung liegt zu-
allererst bei einem selbst. Tre-
te ich bewusst aus meiner 
Wohlfühlzone heraus? Setze 
ich mich wirklich mit ande-
ren Positionen auseinander? 
Kann ich es aushalten, eine 
andere Meinung anzuhören? 
In Zeiten von Künstlicher In-
telligenz wird das um einen 
weiteren Aspekt erweitert, 
der in der Wissenschaft als 
„epistemische Autonomie“ 
benannt wird: Kenne ich 

Gründe für Entscheidungen, 
auch meine eigenen?  

Heute ist es ein leichtes, sich 
(vermeintliches) Wissen von 
einem Chatbot zusammenfas-
sen zu lassen oder per Such-
maschine danach zu suchen. 
KI sammelt Informationen, sie 
formuliert Argumente, sie fin-
det (scheinbar) überzeugende 
Antworten. Wenn Menschen 
allerdings dauerhaft Entschei-
dungen und Bewertungen an 
KI delegieren, besteht die Ge-
fahr, dass die Fähigkeit nach-
lässt, Argumente selbst zu 
entwickeln und Widersprüche 
zu erkennen – eine Kernkom-
petenz für Diskussionen, die 
im echten Leben stattfinden 
sollten. Gesellschaftlicher Zu-
sammenhalt entsteht dort, wo 
Menschen sich im Alltag be-
gegnen und diskutieren. 

Auf Social Media erleben wir 
bereits, was die Kombination 
aus Algorithmen und selbst 
gewählten Echokammern be-
wirkt. Es ist ein leichtes, Men-
schen und Organisationen zu 
folgen, die ähnlich denken. 
Welcher Social-Media-Nutzer 
hat es nicht schon erlebt, in 
einem Strudel von immer glei-
chen Videos zu landen? Geht 
es tatsächlich um Inhalt, oder 
geht es um Mechanismen, den 
Nutzer immer weiter in dieses 
Loch hineinzuziehen? Vielfalt 
ist anders definiert. Noch da-
zu ist es brandgefährlich, dass 

immer mehr Menschen diese 
Plattformen als wichtigste und 
oftmals auch einzige Informa-
tionsquelle nutzen. In linea-
ren und kuratierten Angebo-
ten waren Menschen in der 
Vergangenheit zumindest mit 
anderen Positionen konfron-
tiert. Gleichzeitig nehmen 
Hass und Hetze im digitalen 
Raum stetig zu: Wenn eine an-
dere Meinung nicht gefällt, 
wird sie in einem regelrechten 
Sturm niedergeschrien. Man-
che melden sich hier nicht 
mehr zu Wort.  

Politische Kommunikation 
verändert sich 

Demokratie braucht nicht 
nur viele Stimmen, sie benö-
tigt auch unabhängige Instan-
zen, die diese Stimmen sicht-
bar machen, Fakten prüfen, 
Macht kontrollieren – eben 
Journalismus! Die Rolle der 
sogenannten vierten Gewalt 
hat sich in den vergangenen 
Jahren geändert. Brauchten 
Politikerinnen und Politiker 
früher noch Journalisten, um 
ihre Botschaften – gefiltert, 
kritisch hinterfragt, eingeord-
net – an die Bevölkerung zu 
senden, so senden sie heute 
häufig direkt. Oftmals gibt es 
einen größeren Kommunika-
tionsstab als Personen in einer 
(Lokal-)Redaktion. Gleichzei-
tig ist die politische Kommu-
nikation in der digitalen Welt 
bisher nicht vollumfänglich 
wirksam. Bestimmte Perso-
nengruppen, vorwiegend aus 
dem linken und rechten 
Spektrum, haben längst ver-
standen, wie sie dort Auf-
merksamkeit generieren, in 

Kontakt treten, mit ihren Bot-
schaften ankommen. Viele an-
dere haben hier noch Aufhol-
bedarf. Demokratie wird auch 
aus digitaler Teilhabe gespeist. 
Herrschen dort andere Macht-
verhältnisse als in der realen 
Welt, muss über Regulation 
dringend nachgebessert wer-
den. 

Wachsen Informationsmög-
lichkeiten ins Unendliche und 
findet sich darunter Inhalt, 
der nicht von Menschen er-
stellt und verantwortet wird, 
wächst der Wert verlässlicher 
Einordnung und Prüfung. Das 
ist der Anspruch von Journa-
lismus: Wir sind verlässlicher 
Garant für Wahrhaftigkeit 
und Professionalität. Wir stel-
len die relevanten Fragen, wir 
decken Missstände auf, wir 
ordnen Inhalte ein, wir prü-
fen Fakten. Auch das ist ein 
wichtiger Bestandteil der De-
mokratie. Blickt man in der 
Geschichte zurück, war die 
Einschränkung der Pressefrei-
heit durch Verbote oder 
Gleichschaltung ein erstes 
Mittel autoritärer Regime. 
Und gleichzeitig haben auch 
Medien ihre Aufgaben im 
Wandel der Mediennutzung. 
Politik muss für die entspre-
chenden gerechten Rahmen-
bedingungen sorgen. 

Demokratie braucht viele 
Stimmen. Sie braucht Men-
schen, die empathisch zuhö-
ren, die aktiv nachfragen, die 
mutig widersprechen, die of-
fen andere Meinungen auf-
nehmen. Darin liegt der Kern 
von Demokratie. Zuhören, 
nachfragen, widersprechen, 
Meinung aushalten, das ist 
Anstrengung. Demokratie ist 
nun mal kein Zustand, son-
dern eine stetige Aufgabe. 

Wer nur 
Gleichgesinnte 
hört, gefährdet 
die Demokratie
Demokratie lebt von Perspektiven. Diese sind nicht  
mehr selbstverständlich. Warum echter Dialog und  

kritisches Denken wichtiger sind denn je:  
ein Leitartikel zur Demokratie-Woche. 

Von Jule Lumma
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Wenn Menschen 
dauerhaft 
Entscheidungen und 
Bewertungen an KI 
delegieren, besteht 
die Gefahr, dass die 
Fähigkeit nachlässt, 
Argumente selbst zu 
entwickeln und 
Widersprüche zu 
erkennen – eine 
Kernkompetenz für 
Diskussionen. 

Jule Lumma 
Chefredakteurin

Das ist der Anspruch 
von Journalismus: 
Wir sind 
verlässlicher Garant 
für Wahrhaftigkeit 
und Professionalität. 
Wir stellen die 
relevanten Fragen, 
wir decken 
Missstände auf, wir 
ordnen Inhalte ein, 
wir prüfen Fakten.  

Jule Lumma 
Chefredakteurin
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„Lasst uns  
mehr  

miteinander 
 reden“

Der Musiker Herbert Grönemeyer teilt in seinem 
Gastbeitrag anlässlich der Aktionswoche 

„Demokratie braucht viele Stimmen“ seine 
Gedanken zu einer starken Zivilgesellschaft.

BERLIN. Herbert Grönemeyer 
wurde 2026 mit dem Deut-
schen Nationalpreis für sein 
gesellschaftliches Engagement 
ausgezeichnet. In seiner Dan-
kesrede sprach der Musiker 
über Zusammenhalt und Ge-
meinschaft, über unterschied-
liche Meinungen und Perspek-
tiven – und darüber, was je-
der Einzelne zu einer lebendi-
gen Demokratie beitragen 
kann. Im Rahmen der Ak-
tionswoche „Demokratie 
braucht viele Stimmen“ stellt 
Grönemeyer Auszüge aus die-
ser Rede zur Veröffentlichung 
zur Verfügung. 

 
Wir brauchen als Zivilge-

sellschaft nicht unbedingt 
eine Mutti oder einen Vati. 
Wir haben uns selbst. Und 
jetzt sind wir gefragt, in Ak-
tion zu kommen, in Bewe-
gung, in eine Bewegung der 
Bürger für Bürger. Es geht 
um sehr vieles, es geht um 
unser aller Freiheit, Freiheit 
gegen Bequemlichkeit. 

Menschen wollen ernst ge-
nommen werden, wollen 
über den politischen, sozia-
len Stand ihres Landes infor-
miert werden in einem res-
pektvollen Ton, auch gerne 
über Probleme. Sie wollen 
gefordert und einbezogen 
werden. So bleiben sie auf 
Ballhöhe, können sich einen 
Kopf machen, abwägen und 
ihr Verständnis und Anpa-
cken anbieten. Ein Land ist 
eine Familie, ist ein Team, 
und durchs Schweigen ist 
noch keiner ans Laufen und 
ans Gewinnen gekommen. 
Das wäre ein normales Zei-
chen von Respekt, alles an-
dere ist ein Zeichen von 
Überheblichkeit und Desinte-
resse. 

Lasst uns gemeinsam neue 
Ideen für die Demokratiever-
besserung zusammentragen, 
die zu einem neuen Gemein-
schaftsverständnis führen. 
Die zeigen, dass wir uns 
gegenseitig sehen, dass wir 
uns umeinander sorgen und 

uns aneinander freuen. Ein 
frisches Aufeinanderzugehen, 
Zuhören, Akzeptieren über 
Grenzen hinaus – unabhängig 
davon, ob jemand an Gott 
glaubt oder nicht, welche 
Meinung er oder sie vertritt, 
welche Sprache er oder sie 
spricht, welchem Geschlecht 
er oder sie sich zugehörig 
fühlt. 

Zivilgesellschaft soll  
mehr Eigenverantwortung 
übernehmen 

Wir sollten auch lernen, uns 
nicht hinter der Politik zu 
verstecken. Wir sind die Zivil-
gesellschaft, wir sind ihre 
Arbeitgeber. Und haben wir 
die falschen angestellt, ent-
hebt uns das nicht aus der 
Eigenverantwortung, unsere 
Bürgerbelange gemeinsam 
auch eigenständig weiter zu 
sortieren.  

Die Gegenwart wird welt-
weit von populistischen Kräf-
ten und Regierungen durch-
setzt, von, wie Thomas Mann 
es bezeichnete, defekter 
Menschlichkeit, von gemei-
ner Hetze, von Fälschung der 
Wahrheiten und der Ver-
nunft, von gewissenlosem, 
unmoralischem Gefasel, von 
Gaunerpsychologie, von hier 
bei uns, anmaßender 
Deutschtümelei. Aber die Be-
völkerung ist nach wie vor 
bereit für Zuversicht, für Tor-
hunger und Lebenslust, auch 
in diesen wüsten Zeiten. Das 
Netz und Onlinemedien ge-
nerieren beste Klickzahlen 
mit negativen Nachrichten 
über Niedergang, Absturz 
und drohenden Faschismus. 
Dass die Zeiten besorgnis-
erregend und für viele Men-
schen extrem schwierig sind, 
ist in uns alle eingesickert 
und bekannt. 

Aber wo bleibt die Gegener-
zählung? Die Gegenwart ist 
drückend, aber was ist mit 
der Zukunft? Auf und in uns 
liegt der Aufbruch. Wir sind 

prallvoll mit demokratisch 
humanistischen Elementen in 
uns, an die gilt es sich zu er-
innern, sie auszugießen und 
sie wieder ins Rennen zu 
schicken. Es geht immer um 
alle von uns, um Anstand, 
Achtung, Respekt und Ver-
spieltheit, um Sympathie, 
Schwester- und Brüderlich-
keit, um Zusammenarbeit an 
der Idee Deutschland und 
Europa.  

Gemeinschaft stärkt 
demokratische Zukunft 

Wir tragen als Gemeinschaft 
genug Wucht, Solidarität und 
Mitmenschlichkeit in uns, um 
uns in den nächsten Jahr-
zehnten immer wieder neu zu 
begegnen, uns gegenseitig zu 
stützen, zu teilen, zuzuhören 
und zusammen breit und ver-
ständnisvoll eine demokrati-
sche, rundum erneuerte Zu-
kunft anzuschieben. 

Und die brauchen die Aber-
millionen leuchtenden Augen 
unserer Kinder und Kindeskin-
der, die haben die uns folgen-
den Generationen mehr als 
verdient. Wir sind massiv in 
der Pflicht. Hier wird an den 
Citoyen, die Staatsbürgerin, 
den Staatsbürger appelliert, an 
das mündige Mitglied einer 
Gesellschaft, das sich mit sei-
nem politischen, aktiven En-
gagement für den Gemeinsinn 
und das Gemeinwohl einsetzt. 
Es geht um das Mitgestalten 
der Demokratie, Nachbar-
schaftshilfe und die aktive Sor-

ge fürs Zusammenleben. Wir 
gehören alle zusammen, wel-
che politische Ausrichtung und 
welche Meinung auch immer. 
Wir machen uns die gleichen 
Sorgen, wir sitzen alle in der 
gleichen Klasse, es gibt nur 
eine. Unser wunderbares 
Grundgesetz ist unser Funda-
ment. Darauf sind wir gewach-
sen, aufgebaut inzwischen 
auch von Millionen Händen, 
Köpfen und Seelen hundertfa-
cher Herkünfte aus aller Welt. 
Das ist mein Lebenselixier, das 
hat mich geprägt, so schreibe 
ich, so ringe ich, so ist meine 
Musik, so singe ich: grenzen-
los und bunt, umarmt und ge-
tragen von so vielen unter-
schiedlichen Blicken. 

Lasst uns mehr voneinander 
wissen wollen, lasst uns mehr 
miteinander reden und den an-
deren ausreden lassen, lasst 
uns mehr Selbstironie und 
Freundlichkeit an und in den 
Tag legen. Wir gehören zusam-
men und dazu, wir sind Mit-
menschen. Wir tun uns 
manchmal schwer, mit uns 
selbst zu leben, wir verzwei-
feln an uns. Aber ich weigere 
mich, vor der Zukunft Angst 
zu haben oder haben zu müs-
sen. 

Wir haben ein Momentum, 
um Ideen, Kräfte, Kulturen, 
Wissen und Haltungen zu 
bündeln. Um uns komplett in 
die gemeinschaftliche Zukunft 
auszurichten. Erzählen, was 
möglich wird und es dann 
möglich machen. Das ist 
unser positives Ziel.
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Herbert Grönemeyer ist 
Musiker, Komponist und 
Schauspieler. 2026 wurde 
er von der Deutschen Na-
tionalstiftung mit dem 
Deutschen Nationalpreis 
für sein gesellschaftliches 
Engagement ausgezeich-
net.

ZUR PERSON

Aber die 
Bevölkerung ist 
nach wie vor 
bereit für 
Zuversicht, für 
Torhunger und 
Lebenslust, auch 
in diesen wüsten 
Zeiten. 

Herbert Grönemeyer, 
Musiker, Komponist und 
Schauspieler

Unser 
wunderbares 
Grundgesetz ist 
unser Fundament. 

Herbert Grönemeyer, 
Musiker, Komponist und 
Schauspieler

Demokratie lebt von unterschiedlichen 
Meinungen, Perspektiven und einer offe-
nen Debatte. Damit Menschen sich eine 
eigene Meinung bilden können, brauchen 
sie Zugang zu vielfältigen und verlässli-
chen Informationen. In dieser Woche las-
sen wir unterschiedliche Menschen zum 
Thema Demokratie zu Wort kommen.  

AKTIONSWOCHE 
„Demokratie braucht 
viele Stimmen“

Denn unsere Öffentlichkeit verändert sich: Digitale Plattformen und Künstliche 
Intelligenz bestimmen zunehmend mit, welche Informationen uns erreichen. 
Desinformation und manipulierte Inhalte machen es zugleich schwieriger, Ver-
lässliches von Falschem zu unterscheiden. Umso wichtiger ist professioneller 
Journalismus. Er recherchiert, prüft Fakten, ordnet ein, fragt nach und über-
nimmt Verantwortung für das, was er veröffentlicht. Deshalb setzen journalisti-
sche Medien in Deutschland mit „Demokratie braucht viele Stimmen“ erstmals 
gemeinsam ein Zeichen – für Presse- und Rundfunkfreiheit, für Medienvielfalt 
und für eine informierte demokratische Öffentlichkeit.
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WORMS. Die neue politische 
Mitte fühlt sich weder durch 
die Breite der Parteien noch 
durch die agierenden politi-
schen Akteure ausreichend 
vertreten. Was das für unsere 
Demokratie bedeutet und wie 
dem begegnet werden kann, 
das skizziert Politikwissen-
schaftler Prof. Dr. Karl-Rudolf 
Korte in seinem Gastbeitrag 
anlässlich der Aktionswoche 
„Demokratie braucht viele 
Stimmen.“ 

 
Unsere freiheitliche Demo-

kratie lebt vom breiten Zuge-
hörigkeitsbekenntnis zur Mit-
te. So wählen wir, so leben 
wir den sozialen und gesell-
schaftlichen Frieden, der in 
Abgrenzung zu anderen 
europäischen Ländern immer 
noch sehr hoch ist. Auf dem 
Wählermarkt ist die Mitte 
eine Projektion, eine gefühlte 
Zuordnung, keine messbare 
Einheit. Parteien, die aus al-
len Bevölkerungskreisen 
Wählerstimmen einsammeln, 
können sich als Volkspartei-
en bezeichnen. Diese hetero-
gene Mitte – keine klassisch 
bürgerliche Mitte – als Sam-
melbecken hat auch das AfD-
Beben von Sachsen-Anhalt 
ausgelöst. Programmatisch 
bleibt die AfD dennoch 
rechtsautoritär und völkisch 
verortet. Was ebenso für die 
Funktionäre dieser Partei gilt. 
Die Wählerschaft der politi-
schen Mitte hat das nicht ge-
stört, weil die AfD die beson-
dere Sehnsucht der Mitte be-
dient: eine Anmutung von 
Zukunftsfähigkeit anzubie-
ten. Und das ist neu.  

Die Mitte in unserer Demo-
kratie ist stets nervös und 
von Abstiegsängsten geplagt. 
Aber sie treibt immer eine 
Zukunftserwartung an, was 
für die Zukunftsfähigkeit 
einer Demokratie bedeutend 
ist. Deshalb votieren Wähler 
gerne für Parteien oder Politi-
ker, die vorgeben, die Zu-
kunft offen zu halten, mit 
einer Erzählung, die verfängt 

oder gefühlspolitisch trägt. 
Zukunftssensibilität existiert 
vor allem in der Mitte unse-
rer Gesellschaft. Ärmere Bür-
ger leben notgedrungen eher 
im Heute, um über den Tag 
zu kommen. Reichere Bürger 
leben von den Ressourcen 
der Vergangenheit. Nur die 
Mitte, hat ein aufbruchsbe-
reites, manchmal durchaus 
auch rückschrittliches Ver-
hältnis zur Zukunft. Diese 
Sehnsucht nach Tabula rasa, 
nach einer irgendwie besse-
ren Zukunft, bediente der 
AfD-Spitzenkandidat Ulrich 
Siegmund in Sachsen-Anhalt 
für die Wählerschaft der poli-
tischen Mitte. Dieser 
Triumph der Zeitreisenpartei 
AfD und die Aneignung einer 
neuen Mitte verändern viel.  

Zukunft gestalten mit  
neuen Mehrheiten 

„Alles ist möglich“, das Pri-
mat der Politik, ist die Kon-
sequenz einer nach Mehr-
heitsregeln aufgestellten De-
mokratie. Mit neuen Mehr-
heiten lässt sich Zukunft ge-
stalten. Dieser Wunsch 
sprengte alle Rituale der klei-
neren Parteien, die vorrangig 
mit geringer Mobilisierung 
oder missglückter Kommuni-
kation oder mit antifaschisti-
schen Argumenten ihre je-
weils geringe Resonanz er-
klärten.  

Hinter dem Rausch, der mit 
fast 80 prozentiger Wahlbe-
teiligung die Demokratie neu 
ausgestaltet, steckt auch der 
klare Wunsch nach mehr Re-
präsentation. Die neue politi-
sche Mitte fühlt sich weder 
durch die Breite der Parteien 
noch durch die agierenden 
politischen Akteure ausrei-
chend vertreten. Es ist die 
klassische Projektion des 
Populismus: Wir gegen Die. 
Wenn man dies in der Konse-
quenz weiterdenkt, liegt es 
nahe, fundamentaler über 
unsere Demokratie nachzu-
denken. Der alten Art, wie 

bislang Politik gemacht wird, 
geht scheinbar die Luft aus. 
So sehen es offenbar viele 
Wähler. Sie sind keineswegs 
unzufrieden mit der Zustim-
mung zur demokratischen 
Regierungsform, zur Demo-
kratie an sich. Aber das 
Funktionieren und die Ak-
zeptanz des Funktionierens 
unserer Demokratie werden 
zunehmend hinterfragt. Die 
politische Ordnung ist durch 
das regionale Ereignis in 
Magdeburg nicht ausgehe-
belt. Aber die wahlentschei-
denden politischen Mitten in 
unserem Land sortieren sich 
offenbar neu. Darum geht es. 

Die eigenen Fanmeilen 
wieder erweitern 

Das zeigt gleichzeitig ver-
lässlich Spielräume auf, wie 
die Politik der Freiheit in 
einer offenen Gesellschaft 
mit gleichberechtigten Bür-
gern ihre eigenen Fanmeilen 
wieder erweitern kann. Das 
fängt sicher damit an, über 
Partizipation anders nachzu-
denken. Wir müssen Mit-
sprachemöglichkeiten im 
Hinblick auf direkte Demo-
kratie und Bürgerräte etc. re-
volutionieren. Alle potenziell 
Aktiven für Entscheidungen 
einzubinden, minimiert, wie 
unsere Forschungen eindeu-
tig zeigen, den allgemeinen 
Frust über „die Politik und 
die Politiker“.  

Ein weiterer Schritt wäre 
die aufmerksame Zuwen-
dung zu den Bürgern, die 
mehrheitlich nicht eine Partei 

gewählt haben, die in Teilen 
rechtsradikal agiert. Dazu ist 
es wichtig, daran zu erin-
nern, wie Freiheit glücklich 
machen kann. Positive Defi-
nitionen von Identitäten sind 
schwer. Das politische Sys-
tem muss sich dabei aus sich 
selbst heraus positiv begrün-
den. Das ist viel fordernder, 
als sich an den Gegnern der 
Demokratie abzuarbeiten.  

Ein Grundgefühl von 
Sicherheit und Entspannung 

Aber womit können wir für 
unsere freiheitliche Demokra-
tie heute noch werben? Zu-
nächst erscheint unser Leben 
als Bürger entspannter und 
stressfreier als in unfreien 
Regimen. Wir müssen uns 
nicht vor staatlicher Willkür 
schützen. Berechenbarkeit 
füttert die Entspannung. Das 
Grundgefühl von Sicherheit 
und Entspannung speist sich 
auch daraus, dass im Rechts-
staat alle gleichbehandelt 
werden. Persönliche Bezie-
hungen nützen wenig, wenn 
es um die Anwendung und 
Durchsetzung von Recht 
geht. 

Wir sind angstfreier. Zu-
mindest liegen dafür wichti-
ge Voraussetzungen vor. 
Staatliche Politik hat die Auf-
gabe, den Bürgern die Angst 
zu nehmen. Gemeint ist die 
Entwicklung des Wohlfahrts-
staates, der Ängste vor 
Arbeitsunfähigkeit, Arbeitslo-
sigkeit, Altersarmut etc. neh-
men sollte. Die freiheitliche 
Grundordnung nimmt darü-

ber hinaus auch systematisch 
die Angst vor staatlichen Au-
toritäten.  

Freiheitliche Gesellschaften 
sind gerechtigkeitsfixiert. Die 
Unterstützung von politischen 
Maßnahmen hängt sehr davon 
ab, ob wir als Bürger erken-
nen, dass es fair, gerecht, so-
zial dabei zugeht. Eine gerech-
te Gesellschaft lässt sich da-
durch kennzeichnen, dass alle 
Menschen gleiche Grundfrei-
heiten genießen und Ungleich-
heiten nur dann gerechtfertigt 
sind, wenn sie auch den 
Schwächeren zugutekommen. 
Demokratische Rechtsstaaten 
kommen diesem Ideal mit 
freien Wahlen und unabhängi-
gen Gerichten, Schutz der 
Grundrechte näher als autori-
täre Systeme. 

Auch im Wettbewerb um 
Nachhaltigkeit schneiden frei-
heitliche politische Systeme 
besser ab als Autokratien. Au-
toritäre Regime können zwar 
schneller entscheiden, sind 
meist aber nicht enkelfähiger. 
Das gilt vor allem für ökologi-
sche Nachhaltigkeit. Demokra-
tien schwächeln bei der Zu-
kunftsverantwortung, weil sie 
gegenwartsfixiert sind. Den-
noch zeigen die wissenschaft-
lichen Systemvergleiche ein-
deutige Vorteile für Zukunfts-
fähigkeit bei freiheitlichen Sys-
temen. 

Demokratie fördert  
eigene Lebensentwürfe 

Der Genuss der Freiheit 
schmeckt auch nach Vielfalt. 
Freiheit eröffnet Lebenschan-
cen als Optionen, ein Leben 
nach eigenen Vorstellungen zu 
gestalten: zu reisen, freie Be-
rufswahl zu nutzen, persönli-
che Lebensentwürfe zu pro-
bieren. Postheroisches Regie-
ren entpolitisiert in freiheitli-
chen Demokratien zudem In-
teressenskonflikte. Entschei-
dungen ohne Drama, Führung 
durch Moderation – all das er-
möglicht entspanntes „Abhän-
gen“ im Schatten von Krisen-
management. 

„Die Furcht vor der Freiheit“ 
(Erich Fromm 1941) be-
schreibt die Kehrseiten, die 
durchaus existieren. Freiheit 
ist anstrengend, weil selbstbe-
stimmt, unübersichtlich, weil 
komplex, und häufig überfor-
dernd, weil zu viele Optionen 
bestehen. Gerne gibt man aus 
vermeintlicher Bequemlichkeit 
politische Eigenverantwortung 
ab – im Tausch für sichernde 
Fürsorge durch einen autoritä-
ren Staat. Dennoch lohnt sich 
die Positivbotschaft zur Mobi-
lisierung von Mehrheiten: 
Freiheitliche Demokratien 
schaffen ein Spürgefühl für 
Bürger, die entspannter, angst-
freier, gerechter, nachhaltiger, 
vielfältiger leben können. Wa-
rum kümmern wir uns nicht 
mehr um diese Botschaften, 
die Menschen in Demokratien 
glücklicher machen? Damit er-
reicht man mehr als mit im-
mer gleichen Warnungen. Die 
Spürbarkeit der Demokratie 
spielt dabei eine wichtige Rol-
le. Und das bleibt auch zur 
Mobilisierung der wahlent-
scheidenden politischen Mitte 
wichtig. 
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Karl-Rudolf Korte ist 
emeritierter Professor für 
Politikwissenschaft an der 
Universität Duisburg-Es-
sen. Aktuelle Buchveröf-
fentlichung dazu: „Wäh-
lermärkte – Wahlverhal-
ten und Regierungspolitik 
in der Berliner Republik“. 
Gemeinsam mit Chef-
redakteur Dennis Rink 
spricht er im wöchentli-
chen Podcast „Korte & 
Rink“ über die politischen 
Themen in Berlin, Rhein-
land-Pfalz und Hessen.

ZUR PERSON

Wir müssen 
Mitsprache-
möglichkeiten  
im Hinblick  
auf direkte 
Demokratie 
revolutionieren.  

Karl-Rudolf Korte, 
Politikwissenschaftler 

Autoritäre Regime 
können zwar 
schneller 
entscheiden, sind 
meist aber nicht 
enkelfähiger.  

Karl-Rudolf Korte, 
Politikwissenschaftler

Freiheitliche 
Demokratien 
schaffen ein 
Spürgefühl für 
Bürger, die 
entspannter, 
angstfreier, 
gerechter, 
nachhaltiger, 
vielfältiger leben 
können. Warum 
kümmern wir uns 
nicht mehr um 
diese Botschaften, 
die Menschen in 
Demokratien 
glücklicher 
machen?  

Karl-Rudolf Korte, 
Politikwissenschaftler

Die 
Demokratie 
der neuen 
politischen 

Mitte
Politikwissenschaftler Karl-Rudolf Korte erläutert in 

seinem Gastbeitrag zur Woche „Demokratie 
braucht viele Stimmen“, wie die politische Mitte 

ihre Rolle in der Demokratie neu definiert. 
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BERLIN. Hass, Drohungen und 
digitale Gewalt führen dazu, 
dass sich Menschen aus öffentli-
chen Debatten zurückziehen. 
HateAid-Gründerin Anna-Lena 
von Hodenberg erklärt im Inter-
view mit Andrea Gourd anläss-
lich der Aktionswoche „Demo-
kratie braucht viele Stimmen“, 
warum das die Meinungsvielfalt 
verändert – und was dagegen 
zu tun ist.  

Andrea Gourd: Meinungsfreiheit 
bedeutet, dass jeder seine Mei-
nung äußern darf. Aber was ist 
diese Freiheit noch wert, wenn 
Menschen aus Angst vor Hass und 
Bedrohungen lieber schweigen? 

Anna-Lena von Hodenberg: 
Das Internet ist heute einer der 
wichtigsten Kommunikations-
räume. Hier verhandeln wir 
unsere großen gesellschaftli-
chen Debatten und informieren 
uns über relevante Themen. In 
diesem Raum sollten sich alle 
Menschen trauen, frei ihre Mei-
nung zu sagen. Umso erschre-
ckender ist es, dass das für vie-
le nicht mehr möglich ist. Eine 
repräsentative Studie zeigt: 
Mehr als die Hälfte der Internet-
nutzenden zieht sich aus Angst 
vor digitaler Gewalt aus dem öf-
fentlichen demokratischen Dis-
kurs im Netz zurück. Die Mehr-
heit bekennt sich online selte-
ner zu ihrer politischen Mei-
nung und beteiligt sich weniger 
an Diskussionen – aus Angst, 
selbst beleidigt oder bedroht zu 
werden. Das ist nicht nur eine 
Gefahr für die Meinungsfreiheit, 
sondern insgesamt für unsere 
Demokratie. Wir müssen sicher-
stellen, dass Zensur weder vom 
Staat ausgeht noch Menschen 
durch Einschüchterung dazu 
gebracht werden, ihre Meinung 
nicht mehr zu äußern. 

Digitaler Raum für kontroverse 
Debatten notwendig 

Wenn immer mehr Menschen on-
line schweigen – bestimmen dann 
am Ende vor allem die Lauten und 
Radikalen das öffentliche Bild? 

von Hodenberg: Ja, genau die-
se Gefahr besteht. Wenn immer 
mehr Menschen sagen: „Das 
tue ich mir nicht mehr an, ich 
äußere mich online nicht 
mehr“, dann fehlen diese Stim-
men und Meinungen im öffent-
lichen Diskurs. Sichtbar bleiben 
vor allem die Lauten, Aggressi-
ven und Radikalen und ihre 
Botschaften. Dadurch kann ein 
verzerrter Eindruck entstehen, 
was tatsächlich mehrheitsfähig 
oder gesellschaftlich akzeptiert 
ist. In den letzten Jahren haben 
wir gesehen, wie sich dadurch 
radikale Sprache und Positionen 
immer mehr normalisiert haben 
und förmlich „sagbar“ gewor-
den sind. Selbstzensur betrifft 
deshalb nicht nur den Einzel-
nen, sondern uns alle – sie ver-
ändert den öffentlichen Diskurs 
insgesamt. 

Was braucht es, damit wir auch im 
Netz kontrovers streiten können, 
ohne Menschen mundtot zu ma-

chen? Und wer trägt dafür die Ver-
antwortung? 

von Hodenberg: Wir brauchen 
einen digitalen Raum, in dem 
kontroverse Debatten möglich 
sind, ohne dass Menschen 
durch Hass, Bedrohungen oder 
Verleumdungen mundtot ge-
macht werden. Illegale Inhalte 
müssen schnell und konsequent 
entfernt werden, Täter müssen 
zur Verantwortung gezogen 
werden und Betroffene brau-
chen einen einfachen Zugang 
zum Recht und Gerechtigkeit. 
Vor allem aber stehen die Platt-
formen in der Verantwortung. 
Gewaltvolle Inhalte und Des-
information dürfen nicht 
schneller verbreitet werden als 
sachliche Diskussionen, nur 
weil sie mehr Aufmerksamkeit 
erzeugen. Solange Plattformen 
mit digitaler Gewalt und Des-
information Geld verdienen, 
werden sich die Anreize kaum 
verändern. Wir haben schon 
ein wichtiges Gesetz, das Platt-
formen dazu verpflichtet, unse-
re demokratischen Werte durch-
zusetzen: den Digital Services 
Act. Doch die US-Regierung hat 
sich mit den Tech-Bossen zu-
sammengetan und verhindert, 
dass dieses Gesetz durchgesetzt 
wird. Das dürfen wir nicht zu-
lassen: US-Tech-Billionäre wie 
Musk oder Zuckerberg dürfen 
nicht über dem Gesetz stehen – 
auf Kosten von Kinder- und Ju-
gendschutz, Meinungsfreiheit 
und Demokratie.  

Das Interview führte Andrea Gourd.

BERLIN. Wie viel Widerspruch 
müssen wir aushalten? Was 
kann Literatur zum Perspektiv-
wechsel beitragen? Und was hält 
eine vielfältige Gesellschaft zu-
sammen? Schriftstellerin und 
Philosophin Thea Dorn über 
Meinungsfreiheit und die 
schwierige Suche nach einem de-
mokratischen „Wir“. Ein Inter-
view anlässlich der Aktionswo-
che „Demokratie braucht viele 
Stimmen“ von Andrea Gourd. 

Andrea Gourd: Braucht Demokra-
tie nicht nur Meinungsfreiheit, 
sondern auch den Mut, sie tatsäch-
lich zu nutzen? 

Thea Dorn: „Mut“ ist ein gro-
ßes Wort, das ich im Zusam-
menhang mit Meinungsäuße-
rungen in Demokratien nicht 
besonders mag. In autoritären 
Gesellschaftssystemen braucht 
es Mut, Dinge zu sagen oder zu 
schreiben, die den Machthabern 
nicht passen. In Demokratien 
muss man lediglich aushalten 
können, dass einem scharf wi-
dersprochen wird, wenn man 
eine Meinung äußert, die auf 
Gegenwind trifft. Allerdings ge-
fährdet es durchaus die Demo-
kratie, wenn der Gegenwind re-
gelmäßig Shitstorm-Stärke er-
reicht und zudem nicht nur der 
Meinung gilt, sondern ebenso 
der Person, die sie äußert. In 
der ersten Demokratie der Welt, 
im antiken Athen, galten zwei 
fundamentale Prinzipien für den 
politischen Diskurs: Isegorie 
und Parrhesie. Jeder Bürger hat-
te das Recht, in gleicher Weise 
von seiner Meinungsfreiheit Ge-
brauch zu machen, ohne be-
fürchten zu müssen, dafür nie-
dergemacht zu werden. Daran 
sollten wir uns auch heute 
orientieren. Woran wir uns 
ebenfalls orientieren sollten: In 
Athen ging man davon aus, dass 
jeder Bullshit eine Meinung sein 
kann. Dennoch hütete man sich 
als Bürger und Politiker davor, 
Bullshit zu verbreiten – nicht, 
weil es als moralisch verwerf-
lich gegolten hätte oder verbo-
ten gewesen wäre. Man hütete 
sich, weil man nicht als Trottel 
dastehen wollte. 

Literatur lässt uns die Welt mit 
fremden Augen sehen. Ist das auch 
eine demokratische Fähigkeit? 

Dorn: Ein Mensch, der nur 
„ich, ich, ich“ denkt, liest ver-
mutlich nicht gern – siehe Do-
nald Trump. Andererseits wer-
den die meisten Leser schon 
mal die Erfahrung gemacht ha-
ben, dass sie in einem literari-
schen Werk Ausschau nach 
einer Figur halten, mit der sie 
sich identifizieren können, oder 
nach Sätzen, die ihnen aus der 
Seele sprechen. Schlechte Lite-
ratur befriedigt dieses Bedürfnis 
ohne Wenn und Aber. Gute Lite-
ratur hingegen besteht eigent-
lich nur aus Wenn und Aber. 
Ihre Sätze nehmen erstaunliche 
Wendungen; sie zeigt uns Figu-
ren so, dass wir begreifen: In je-
der Heldin steckt mehr Ab-
grund, als uns lieb ist, jede 
Schurkin hat eine Geschichte, 
die mehr aus ihr macht, als ein-

fach nur böse zu sein. Ich wür-
de gern sagen: Nur Demokraten 
sind gute Leser, weil sie auch 
Stimmen ertragen, die ihnen 
gegen den Strich gehen. Aber 
Friedrich Nietzsche zum Bei-
spiel war ein ebenso wilder wie 
genauer Leser – und ganz ge-
wiss kein Demokrat.  

Wie viel gemeinsames „Wir“ 
braucht eine Demokratie, damit sie 
unterschiedliche Stimmen aushält? 

Dorn: Tja, das ist die Millio-
nen-Dollar-Frage der Demokra-
tie. Einige Verfechter des bürger-
lichen Rechtsstaats hoffen, die-

ser ließe sich auch mit einem 
Volk von Egoisten und Narziss-
ten machen – ich bin da skep-
tisch. Wer nur seine eigenen In-
teressen und Weltanschauungen 
kennt, wer meint, dass es sich 
bei Gemeinwohl um ein anti-
quiertes Konzept für Dumme 
handelt, der hört immer nur 
sich selbst zu – auch wenn er 
sich für eine Weile mit ver-
meintlich Gleichgesinnten in 
einer Bubble zusammentut. Die 
Crux ist nur: Wie heterogen 
kann/darf/muss ein demokrati-
sches „Wir“ sein, damit es den 
Geist der Toleranz atmet, ohne 
den jede Demokratie erstickt? 
Und wie homogen 
kann/darf/muss dieses „Wir“ 
sein, damit es nicht zu einem 
völlig beliebigen Konglomerat 
wird, das bei Spannungen und 
Konflikten zerfällt? Ich kann lei-
der nur sagen, welche Antwor-
ten ganz sicher falsch sind: Das 
demokratische „Wir“ im 21. 
Jahrhundert kann nicht das kul-
turell oder gar ethnisch homo-
gene „Wir“ sein, das Rechts-
populisten predigen. Anderer-
seits übersteigt das allumfassen-
de Menschheits-„Wir“, das den 
Verfechtern von universell ver-
standener Gleichheit und Ge-
rechtigkeit vorschwebt, die rea-
listischen Möglichkeiten jeder 
konkreten, demokratisch ver-
fassten Gesellschaft. Die Millio-
nen-Dollar-Antwort wird irgend-
wo zwischen diesen beiden Ext-
remen liegen. 

Das Interview führte Andrea Gourd.

Wenn Menschen aus  
Angst verstummen

Literatur stärkt Stimmen 
für die Demokratie

Thea Dorn ist Schriftstelle-
rin, Fernsehmoderatorin und 
Philosophin. Seit 2020 mo-
deriert sie das „Literarische 
Quartett“ im ZDF, seit 2024 
ist sie Sprecherin des PEN 
Berlin. Zu ihren bekanntes-
ten Büchern zählen „Die 
deutsche Seele“, „Die Un-
glückseligen“, „deutsch, 
nicht dumpf“ und „Trost. 
Briefe an Max“. In Büchern 
und öffentlichen Debatten 
beschäftigt sie sich immer 
wieder mit Meinungsfreiheit, 
gesellschaftlichem Zusam-
menhalt und demokratischer 
Streitkultur.
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Anna-Lena von Hoden-
berg ist Journalistin und 
Mitgründerin sowie Ge-
schäftsführerin der ge-
meinnützigen Organisa-
tion HateAid, die sich 
gegen digitale Gewalt 
und für Menschenrechte 
im Netz einsetzt. Für ihr 
Engagement wurde sie 
2025 mit dem Bundes-
verdienstkreuz ausge-
zeichnet.
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Demokratie lebt von unterschiedlichen 
Meinungen, Perspektiven und einer offe-
nen Debatte. Damit Menschen sich eine 
eigene Meinung bilden können, brauchen 
sie Zugang zu vielfältigen und verlässli-
chen Informationen. In dieser Woche las-
sen wir unterschiedliche Menschen zum 
Thema Demokratie zu Wort kommen.  

AKTIONSWOCHE 
„Demokratie braucht 
viele Stimmen“

Denn unsere Öffentlichkeit verändert sich: Digitale Plattformen und Künstliche 
Intelligenz bestimmen zunehmend mit, welche Informationen uns erreichen. 
Desinformation und manipulierte Inhalte machen es zugleich schwieriger, Ver-
lässliches von Falschem zu unterscheiden. Umso wichtiger ist professioneller 
Journalismus. Er recherchiert, prüft Fakten, ordnet ein, fragt nach und über-
nimmt Verantwortung für das, was er veröffentlicht. Deshalb setzen journalisti-
sche Medien in Deutschland mit „Demokratie braucht viele Stimmen“ erstmals 
gemeinsam ein Zeichen – für Presse- und Rundfunkfreiheit, für Medienvielfalt 
und für eine informierte demokratische Öffentlichkeit.

Hass drängt Menschen aus Debatten. HateAid-Geschäftsführerin  
Anna-Lena von Hodenberg erklärt im Gespräch, wie das  

die Meinungsvielfalt mindert.

Im Interview zur Aktionswoche „Demokratie braucht viele Stimmen“ 
erläutert die Philosophin Thea Dorn, welche Rolle Literatur in 

gesellschaftlichen Debatten einnehmen kann.

Gekennzeichneter Download (ID=9Trr14QW-OlZ5j1d9AzIi6xzz18mAdg0ixH225okE-o)



BERLIN. Millionen Websites, 
Apps und Medienangebote ver-
mitteln den Eindruck grenzen-
loser Auswahl. Der Medienwis-
senschaftler Martin Andree 
kommt bei seiner Vermessung 
der digitalen Welt zu einem 
anderen Ergebnis: Ein großer 
Teil unserer Aufmerksamkeit 
konzentriere sich auf wenige 
Tech-Konzerne – und daran 
habe auch die europäische Re-
gulierung bislang wenig geän-
dert. Im Interview mit Andrea 
Gourd anlässlich der Aktions-
woche „Demokratie braucht 
viele Stimmen“ erklärt Andree, 
warum er darin nicht nur ein 
wirtschaftliches, sondern ein 
demokratisches Problem sieht, 
wie Künstliche Intelligenz die 
Entwicklung verschärft und 
was Politik und Medien seiner 
Ansicht nach dagegen tun 
müssten. 

Andrea Gourd: Herr Andree, Sie 
haben für Ihr neues Buch die di-
gitale Welt erneut vermessen. 
Was hat Sie dabei am meisten 
erschreckt? 

Martin Andree: Dass die 
massive Monopolisierung ma-
thematisch quasi identisch ist 
wie vor sechs Jahren – ob-
wohl der Digital Markets Act 
der EU genau das eigentlich 
regeln sollte. Überrascht hat 
mich das allerdings nicht. Wir 
sehen ja täglich, wie unabhän-
gige Anbieter von den Tech-
Konzernen immer mehr an die 
Wand gedrückt werden. 

Dabei scheint die Auswahl im 
Internet grenzenlos zu sein. Mil-
lionen Websites, Apps und Me-
dienangebote sind nur einen 
Klick entfernt. Wie vielfältig ist 
unsere digitale Welt tatsächlich? 

Andree: Genau deshalb ist 
das Problem so schwer er-
kennbar: Bei 18 Millionen 
unterschiedlichen Angeboten 
scheint Vielfalt mehr als ge-
währleistet zu sein. Entschei-
dend ist aber nicht, was ir-
gendwo theoretisch existiert, 
sondern was tatsächlich ge-
nutzt wird. Und da stellen wir 

fest, dass vor allem die Tech-
Monopole stark genutzt wer-
den. Wir messen diese Kon-
zentration mit dem Gini-Koef-
fizienten. Er liegt zwischen 0 
und 1: Null bedeutet völlige 
Gleichverteilung, eins maxi-
male Konzentration. Bei der 
Verteilung der Aufmerksam-
keit in digitalen Medien kom-
men wir auf einen Wert von 
0,987. Das zeigt ein geradezu 
unvorstellbares Ausmaß an 
Monopolisierung. 

Monopole im digitalen  
Raum nicht akzeptieren 

Nun sind Google, YouTube, Insta-
gram und andere Plattformen 
auch deshalb so groß, weil Mil-
lionen Menschen sie freiwillig 
nutzen und offenbar nützlich fin-
den. Warum wird dieser wirt-
schaftliche Erfolg zu einem Prob-
lem für die Demokratie? 

Andree: Medienmonopole 
sind grundsätzlich abzuleh-
nen. Das gilt bei staatlicher 
oder autokratischer Kontrolle. 
Es gilt aber auch dann, wenn 
Privatkonzerne die Monopole 
kontrollieren. Stellen Sie sich 
vor, ein Mega-Unternehmer 
hätte im 20. Jahrhundert in 
Deutschland alle redaktionel-
len Medien kontrolliert. Auf 
Kritik an diesem Monopol hät-
te er sagen können: „Ich habe 
doch Tausende Journalisten 
unterschiedlicher politischer 
Couleur, die völlig unabhängig 
arbeiten. Redaktion und Ma-
nagement sind getrennt – wo 
ist das Problem?“ Das hätten 
wir zu Recht niemals akzep-
tiert. Und wir sollten es im di-
gitalen Raum genauso wenig 
hinnehmen. Prinzipiell ist es 
egal, ob Oligarchen die Öffent-
lichkeit durch direkten Ein-
fluss oder durch Algorithmen 
beherrschen. Medienmonopo-
le haben in Demokratien 
nichts zu suchen. 

Aber jeder kann Google oder In-
stagram verlassen, andere Ange-
bote nutzen oder Informationen 

direkt bei unterschiedlichen 
Quellen abrufen. Überschätzen 
Sie die Macht der Plattformen 
nicht? 

Andree: Die digitalen Medien 
kontrollieren etwa 60 Prozent 
der massenmedialen Aufmerk-
samkeit und damit das Funda-
ment der politischen Mei-
nungsbildung in unserer De-
mokratie. Die Plattformen be-
stimmen wesentlich mit, was 

die Menschen zu sehen be-
kommen – vor allem durch al-
gorithmische Feeds und jetzt 
sogar durch KI-Zusammenfas-
sungen. Wenn Menschen In-
halte von Monopolisten also 
quasi direkt und von oben 
eingeflößt bekommen: Woher 
sollen sie dann überhaupt 
wissen, wonach sie suchen 
könnten? Deswegen greift 
auch die medienpolitische For-
derung nach „Auffindbarkeit“ 
redaktioneller Inhalte viel zu 
kurz. 

Die öffentliche Debatte dreht 
sich häufig um Desinformation, 
Hass und strafbare Inhalte. Sie 
sehen das grundlegende Prob-
lem aber schon im Geschäftsmo-
dell der Plattformen. Warum? 

Andree: Beide Aspekte hän-
gen miteinander zusammen. 
Das Kernproblem ist für mich 
das Haftungsprivileg: Wir ha-
ben Wirtschaftsakteure entste-
hen lassen, die unermessliche 
Profite mit Geschäftsmodellen 
machen, für die sie weitestge-
hend von der Haftung befreit 
sind. Bis heute können Platt-
formen mit strafbaren Inhal-
ten, etwa Volksverhetzung, 
Verleumdung, Rassismus oder 
Holocaustleugnung, Geld ver-
dienen. Schon in den neunzi-
ger und Nuller Jahren wurde 
Kritik daran mit dem Argu-
ment zurückgewiesen, man 
wolle das Internet „zensieren“ 
und die Meinungsfreiheit ein-
schränken. Das halte ich für 
falsch. Meinungsfreiheit lässt 
sich auch unter Bedingungen 
von Anonymität ermöglichen, 

ohne die Monetarisierung von 
Straftaten zu erlauben. Auf 
anderen Feldern sind wir wei-
ter: Im Straßenverkehr fahren 
wir ohne Klarnamen und ha-
ben volle Bewegungsfreiheit – 
aber wer Gesetze bricht, muss 
dafür Verantwortung überneh-
men. 

Google kann Nutzungsdauer 
massiv erhöhen 

Nun kommt Künstliche Intelli-
genz hinzu. Google und andere 
Anbieter beantworten Fragen 
zunehmend selbst, statt Nutze-
rinnen und Nutzer zu den ur-
sprünglichen Quellen weiterzu-
leiten. Was verändert das? 

Andree: Unsere aktuellen 
Messungen zeigen ein drama-
tisches Bild. Google beispiels-
weise kann die Nutzungsdau-
er massiv erhöhen. Das dürfte 
sicher auch mit „Zero Click 
Content“ zusammenhängen: 
zunächst waren es Übersich-
ten und Snippets, inzwischen 
zusätzlich KI-Zusammenfas-
sungen. Die redaktionellen 
Anbieter der Inhalte werden 
dabei quasi enteignet – und 
Google frisst sich auf deren 
Kosten noch voller. 

Was heißt das konkret für Jour-
nalismus? 

Andree: Wir erleben gerade 
eine massive Krise der Presse-
freiheit. Die Spiegel-Affäre von 
1962 ist ein Klacks dagegen. 
Pressefreiheit ist nämlich nicht 
nur dann bedroht, wenn staat-
liche Akteure intervenieren 

wie damals. Sie ist auch ge-
fährdet, wenn Journalismus 
unter den Bedingungen digita-
ler Monopole seine Sichtbar-
keit und damit seine Stimme 
verliert – und unter den Be-
dingungen von Polarisierungs-
algorithmen auch noch inhalt-
lich unfrei wird. Im Gegensatz 
zu 1962 gibt es allerdings kei-
nerlei Protest. Nirgends. 

Die äußeren Bedingungen sind 
das eine. Aber was können Zei-
tungen, Rundfunk und andere 
journalistische Medien selbst 
besser machen? Haben auch die 
Medien Fehler im Umgang mit 
den Plattformen gemacht? 

Andree: Unter Monopolbe-
dingungen ist das Problem 
unternehmerisch oder durch 
Innovationen nicht lösbar. Er-
staunlich ist, dass die redak-
tionellen Medien über die Zer-
störung der Pressefreiheit 
selbst kaum berichten. Jour-
nalisten sagen oft, man dürfe 
sich nicht „mit einer Sache ge-
mein“ machen – aber ich hal-
te es für grundfalsch, sich 
nicht mit der Pressefreiheit 
„gemein zu machen“. Bei der 
Spiegel-Affäre hat man das 
auch getan – zum Glück für 
Rudolf Augstein. Zuletzt könn-
ten redaktionelle Medien viel 
stärker alternative Plattformen 
wie Mastodon oder BlueSky 
nutzen – und aktiv in den Bei-
trägen darauf verweisen.  

Europa hat mit dem Digital Mar-
kets Act und dem Digital Ser-
vices Act Regeln für große Platt-
formen geschaffen. Sie halten 
das für unzureichend. Was müss-
te die Politik konkret tun? 

Andree: Tragisch ist, dass 
Monopole regulatorisch prin-
zipiell leicht für Wettbewerb 
zu öffnen wären. Das haben 
wir in Deutschland bei der 
Deutschen Telekom selbst be-
wiesen. Ähnliche Mechanis-
men könnte man beispielswei-
se über den Medienstaatsver-
trag umsetzen. Zusammen mit 
Prof. Nikolaus Peifer habe ich 
2024 dazu eine Ausarbeitung 
veröffentlicht, in der wir zei-
gen, wie das konkret umge-
setzt werden könnte. Aber die 
Medienpolitik traut sich nicht, 
dieses Wurzelproblem der 
Tech-Monopole zu lösen. 

Zum Schluss ein Blick nach vorn: 
Wenn wir im Jahr 2035 zurückbli-
cken – woran würden Sie erken-
nen, dass wir die digitale Öffent-
lichkeit zurückgewonnen haben? 

Andree: Wir werden es da-
ran erkennen, ob Deutschland 
noch ein demokratischer Staat 
ist. Denn demokratische Sou-
veränität ist langfristig nur mit 
digitaler Souveränität auf dem 
Feld der Medien möglich. „Al-
le Staatsgewalt geht vom Vol-
ke aus“, heißt es im Grundge-
setz. Aber das Volk informiert 
sich in Medien. Die digitalen 
Medien werden von außen, 
aus dem Silicon Valley, be-
herrscht. Das heißt: Die demo-
kratische Gemeinschaft hat die 
eigene Stimme bei der Gestal-
tung ihres demokratischen Fo-
rums längst verloren. In einer 
fremdbestimmten Öffentlich-
keit kollabiert aber auch die 
demokratische Souveränität. 

Das Interview führte Andrea Gourd.

Martin Andree ist Me-
dienwissenschaftler und 
lehrt an der Universität zu 
Köln. Seit vielen Jahren be-
schäftigt er sich mit der 
Frage, wie Google, Meta & 
Co. unsere digitale Öffent-
lichkeit prägen und was 
ihre wachsende Macht für 
Medien und Demokratie 
bedeutet. In seinem Buch 
„Krieg der Medien“ 
(2025) hat er die Folgen 
der Plattformmacht für 
Medienfreiheit und Demo-
kratie untersucht. Für 
„Vermessung der digitalen 
Welt“ (2026) hat er an-
hand von Nutzungsdaten 
analysiert, wie sich unsere 
Aufmerksamkeit im Netz 
tatsächlich verteilt und wie 
dominant Big Tech inzwi-
schen ist.

ZUR PERSON
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Demokratie lebt von unterschiedlichen 
Meinungen, Perspektiven und einer offe-
nen Debatte. Damit Menschen sich eine 
eigene Meinung bilden können, brauchen 
sie Zugang zu vielfältigen und verlässli-
chen Informationen. In dieser Woche las-
sen wir unterschiedliche Menschen zum 
Thema Demokratie zu Wort kommen.  

AKTIONSWOCHE 
„Demokratie braucht 
viele Stimmen“

Denn unsere Öffentlichkeit verändert sich: Digitale Plattformen und Künstliche 
Intelligenz bestimmen zunehmend mit, welche Informationen uns erreichen. 
Desinformation und manipulierte Inhalte machen es zugleich schwieriger, Ver-
lässliches von Falschem zu unterscheiden. Umso wichtiger ist professioneller 
Journalismus. Er recherchiert, prüft Fakten, ordnet ein, fragt nach und über-
nimmt Verantwortung für das, was er veröffentlicht. Deshalb setzen journalisti-
sche Medien in Deutschland mit „Demokratie braucht viele Stimmen“ erstmals 
gemeinsam ein Zeichen – für Presse- und Rundfunkfreiheit, für Medienvielfalt 
und für eine informierte demokratische Öffentlichkeit.

Wenn Menschen 
Inhalte von 
Monopolisten also 
quasi direkt und von 
oben eingeflößt 
bekommen: Woher 
sollen sie dann 
überhaupt wissen, 
wonach sie suchen 
könnten? 

Martin Andree, 
Medienwissenschaftler

Wir erleben gerade 
eine massive Krise 
der Pressefreiheit.  

Martin Andree, 
Medienwissenschaftler

„Die Macht von 
Google & Co. ist 
ein Demokratie -

problem“
Martin Andree zeigt im Interview anlässlich der Aktionswoche 
„Demokratie braucht viele Stimmen“, wie Tech-Giganten die 
digitale Öffentlichkeit dominieren und welche Folgen das hat.

Gekennzeichneter Download (ID=9Trr14QW-OlZ5j1d9AzIi6xzz18mAdg0ixH225okE-o)



TÜBINGEN. Journalismus ent-
steht heute in einer zuneh-
mend journalismusfeindlichen 
Welt, bedrängt von Big-Tech-
Unternehmern, Lügenpresse-
Rufern, Informationserschöp-
fung, KI-Müll. Was tun? Ein 
Entwurf einer Vision der me-
dienmündigen Gesellschaft in 
Zeiten des Pessimismus von 
Bernhard Pörksen. Ein Gast-
beitrag im Rahmen der Ak-
tionswoche „Demokratie 
braucht viele Stimmen“ . 

 
Optimismus, so hat der 

aphoristische Weisheiten her-
vorknurrende Dramatiker Hei-
ner Müller einmal gesagt, ist 
ein Mangel an Information. 
Pessimismus, so könnte man 
ihm entgegnen, ist ein Man-
gel an Ideen. Und doch: 
Wenn man sich klar macht, 
was die laufende Medienrevo-
lution für den unabhängigen 
Journalismus bedeutet, dann 
ist es schwer, aktuell nicht in 
die ohnehin verbreiteten 
Untergangsgesänge einzu-
stimmen, nicht einfach nur 
weiterhin die Narrative des 
Niedergangs zu bedienen.  

Die jüdische Philosophin 
Hannah Arendt hat in ihrem 
letzten großen Fernsehinter-
view im Jahr 1973 gesagt: „In 
dem Moment, in dem wir kei-
ne freie Presse mehr haben, 
kann alles passieren.“ Ihre 
Warnung hat nach wie vor 
Gewicht. Denn was Arendt 
die freie Presse nennt, ist in 
diesem Moment der Medien- 
und Menschheitsgeschichte 
gewaltig unter Druck, auch 
hierzulande. Fakt ist: Aufklä-
rerischer Journalismus ent-
steht heute in einer zuneh-
mend journalismus- und auf-
klärungsfeindlichen Welt.  

Im Hintergrund wirken drei 
große Trends. Politisch erle-
ben wir in vielen Ländern 
Europas und in den USA den 
Aufstieg von Populisten und 
Extremisten, die unabhängige 
Medien nach Kräften drangsa-
lieren, attackieren, dämoni-
sieren. Technologisch ist die 
KI-Revolution längst allgegen-
wärtig. Die Folge: Gerade 

noch funktionierende Ge-
schäftsmodelle unabhängiger 
Medien kollabieren über 
Nacht. Und gigantische Men-
gen von KI-Müll in Form von 
Fake-Videos und Fake-Texten 
(Fachbegriff: AI Slop) fluten 
das Netz, erschweren die 
Orientierung, lassen journa-
listische Angebote im großen 
Rauschen verschwinden.  

Kampf um  
Aufmerksamkeit 

Ökonomisch verstricken die 
Big-Tech-Unternehmer, die 
längst mit Hilfe der großen 
Plattformen die Macht über 
die zentralen Vertriebskanäle 
für Information errungen ha-
ben, den seriösen Journalis-
mus in einen ruinösen Kampf 
um Autonomie. Denn der 
Journalismus muss jetzt in 
einer boulevardesken Auf-
merksamkeitslotterie nach Re-
geln spielen, die Big-Tech-
Unternehmen mit ihren auf 
Krawall und Emotionalität ge-
trimmten Algorithmen schrei-
ben – und nach Gutdünken 
variieren. Gleichzeitig trock-
nen die Werbemärkte, einst 
eine zentrale Finanzquelle 
des Journalismus, aus.  

Nur eine einzige Zahl: Im 
letzten Jahr haben drei Unter-
nehmen – Google, Meta und 
Amazon – im digitalen Markt 
mehr als die Hälfte aller Wer-
beeinnahmen weltweit für 
sich verbucht. Hinzu kommt, 
dass viele Menschen im allge-
meinen Krisentumult unter 
einer Überdosis Weltgesche-
hen leiden. Sie wenden sich 
ab, klinken sich aus, suchen – 
mal verzweifelt, mal genervt 
– nach Digital Detox-Rezep-
ten und den Oasen einer 
nachrichtenfernen Seelenpfle-
ge. In Zeiten einer allgemei-
nen Zukunftsunruhe ist das 
absolut verständlich, aber 
doch fatal. Denn wie soll ein 
echter Skandal – man denke 
nur an das mafiöse Gebaren 
eines Donald Trump, aber 
auch an eine brisante Enthül-
lung im Lokalen – noch zün-
den, wenn vor lauter Krisen-

angst und Bullshit-Ekel nie-
mand mehr hinschauen, nie-
mand mehr zuhören mag?  

Resignation gefährdet 
Demokratie 

Und doch: Pessimismus ist 
Zeitverschwendung, ein sinn-
loser Verbrauch geistiger 
Energie, stets in der Gefahr, 
sich in eine selbsterfüllende 
Prophezeiung zu verwandeln. 
Denn was soll man noch tun, 
warum sich noch engagieren, 
wenn die allgemeine Entwick-
lung dunkel und düster wie 
ein unveränderliches Mensch-
heits-Schicksal erscheint? Re-
signation und Weltflucht 
scheinen dann als smarte Lö-
sungen für gestresste Indivi-
duen, aber sie sind für das 
demokratische Miteinander 
und das gesellschaftliche En-
gagement schädlich.  

Es braucht daher – gerade 
jetzt, gerade heute – eine Vi-
sion der Medienmündigkeit, 
die in einem dreifachen Kraft-
akt besteht, so meine These. 
Nötig ist, erstens, eine Bil-
dungsanstrengung auf der Hö-
he der digitalen Zeit. So wie in 
den 1970-er Jahren das Um-
weltbewusstsein entstanden 
ist, sollte sich (und das geht 
nur als gemeinsame Initiative 
von Schulen, Hochschulen, 
Volkshochschulen etc.) heute 
als Reaktion auf die Vermül-
lung und Ausplünderung der 
publizistischen Außenwelt 
eine Art Öffentlichkeitsbe-
wusstsein entwickeln, ein Ge-

spür für den Wert und die 
Schutzbedürftigkeit von Öf-
fentlichkeit, verstanden als 
geistiger Lebensraum einer li-
beralen Demokratie.  

Unerlässlich ist, zweitens, 
eine entschiedene Regulie-
rung großer Plattformen. Die 
verschiedenen EU-Initiativen 
wie zum Beispiel der Digital 
Services Act, die Big-Tech-
Plattformen zu einer effekti-
veren Desinformationsbe-
kämpfung drängen, gehen 
durchaus in die richtige Rich-
tung. Fraglich ist nur, ob sie 
im Zuge der geopolitischen 
Verwerfungen und der Ent-
fremdung zwischen den USA 
und Europa auch durchge-
setzt werden können.  

Auch der Journalismus  
muss sich ändern 

Schließlich und drittens soll-
te sich auf dem Weg in die 
medienmündige Gesellschaft 
auch der Journalismus än-
dern. Ich behaupte: Der auf-
klärerische Journalismus der 
Zukunft wird dialogisch und 
transparent sein – oder er 
wird nicht sein. Leserinnen 
und Leser sind in einer tat-
sächlich medienmündigen 
Gesellschaft noch viel stärker 
als bisher, Komplizen, Kriti-
ker, Gefährten, Dialogpartner 
auf Augenhöhe. Sie sind An-
reger in einem großen, pulsie-
renden, niemals endenden 
Gespräch zwischen der Re-
daktion und denjenigen, die 
man früher, in einer vergan-

genen Medienepoche das 
Publikum genannt hätte. Und 
die heute lange schon selbst 
senden, posten, publizieren.  

Mein Punkt ist: Es braucht – 
im Widerstand gegen Big 
Tech-Giganten, zum Schutz 
unabhängiger Berichterstat-
tung, im Bemühen um Me-
dienmündigkeit in der Breite 
der Gesellschaft – einen neu-
en Pakt zwischen der vierten 
Gewalt des klassischen Jour-
nalismus und der fünften Ge-
walt der vernetzten Vielen, 
dem medienmächtig geworde-
nen Publikum. Es braucht 
stabile Vertrauensbeziehun-
gen, wechselseitige Anregung 
und Transparenz, auch indem 
Redaktionen in Berichten und 
Debatten, in Blogs und der di-
rekten Begegnung noch viel 
stärker als bisher über ihre 
Arbeit aufklären, geleitet von 
dem Imperativ eines dialogi-
schen Journalismus: „Gib 
Deinen Leserinnen und Le-
sern jede nur denkbare Mög-
lichkeit, die Qualität der von 
dir vermittelten Informatio-
nen einzuschätzen!“  

Noch einmal: Die Aufklä-
rung über die Gesetze der 
eigenen Branche ist heute der 
unvermeidliche Zweitjob für 
Medienmacher. Das heißt, 
dass man die Kosten und Fall-
stricke einer Enthüllungsre-
cherche benennt. Es bedeutet, 
dass man eigene Fehler offen-
legt, aber doch auch grund-
sätzlich verdeutlicht: Ohne 
einen vitalen Journalismus 
steigt die Korruption in einem 
Gemeinwesen, nimmt das zi-
vilgesellschaftliche Engage-
ment nachweislich ab, wer-
den die populistischen Verein-
facher und die PR-Spezialis-
ten, die einfach nur verkau-
fen wollen, mächtiger. 

Und wenn es doch schief-
geht, wenn das große Rau-
schen und der synthetische 
Lärm der KI-Videos die Viel-
stimmigkeit authentischer 
Medien und echter Menschen 
überdröhnt? Dann hat der 
Aufklärungsoptimist und Ver-
teidiger einer demokratischen 
Öffentlichkeit, bis es wirklich 
so weit ist, immerhin das bes-
sere Leben gehabt und das 
eigene Engagement nicht vor-
schnell im allgemeinen Pessi-
mismus ertränkt. Und das ist 
doch auch ein Wert, oder?
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Bernhard Pörksen ist 
einer der bekanntesten 
Medienwissenschaftler 
des Landes. Er arbeitet an 
der Universität Tübingen 
und forscht intensiv im Si-
licon Valley. Seite letzte 
Buchveröffentlichung: 
„Zuhören. Die Kunst, sich 
der Welt zu öffnen“ (Han-
ser).

ZUR PERSON

Demokratie lebt von unterschiedlichen 
Meinungen, Perspektiven und einer offe-
nen Debatte. Damit Menschen sich eine 
eigene Meinung bilden können, brauchen 
sie Zugang zu vielfältigen und verlässli-
chen Informationen. In dieser Woche las-
sen wir unterschiedliche Menschen zum 
Thema Demokratie zu Wort kommen.  

AKTIONSWOCHE 
„Demokratie braucht 
viele Stimmen“

Denn unsere Öffentlichkeit verändert sich: Digitale Plattformen und Künstliche 
Intelligenz bestimmen zunehmend mit, welche Informationen uns erreichen. 
Desinformation und manipulierte Inhalte machen es zugleich schwieriger, Ver-
lässliches von Falschem zu unterscheiden. Umso wichtiger ist professioneller 
Journalismus. Er recherchiert, prüft Fakten, ordnet ein, fragt nach und über-
nimmt Verantwortung für das, was er veröffentlicht. Deshalb setzen journalisti-
sche Medien in Deutschland mit „Demokratie braucht viele Stimmen“ erstmals 
gemeinsam ein Zeichen – für Presse- und Rundfunkfreiheit, für Medienvielfalt 
und für eine informierte demokratische Öffentlichkeit.

Sie wenden sich ab, 
klinken sich aus, 
suchen – mal 
verzweifelt, mal 
genervt – nach 
Digital Detox-
Rezepten und den 
Oasen einer 
nachrichtenfernen 
Seelenpflege. In 
Zeiten einer 
allgemeinen 
Zukunftsunruhe ist 
das absolut 
verständlich, aber 
doch fatal. 

Bernhard Pörksen, 
Medienwissenschaftler

Es braucht daher 
– gerade jetzt, 
gerade heute – 
eine Vision der 
Medien-
mündigkeit, die in 
einem dreifachen 
Kraftakt besteht, 
so meine These.  

Bernhard Pörksen, 
Medienwissenschaftler

Ein neuer Pakt 
zwischen den 

vernetzten 
Vielen und 

Journalismus
Der Wissenschaftler Bernhard Pörksen entwickelt zur 

Aktionswoche „Demokratie braucht viele Stimmen“ eine 
Vision einer medienmündigen Gesellschaft.
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